
  
  

 
  

   
    

   

  

 
   

 
   

   

   
  

   
  

  
  

   
  

 
   

 
  

 
 

 
 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/26589 
19. Wahlperiode 10.02.2021 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Katja Keul, Margarete Bause, Dr. Franziska 
Brantner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 19/25811 – 

Dem Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen beitreten 

A. Problem 
Nachdem am 22. Januar 2021 der Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nati-
onen in Kraft getreten ist, fordert die Antrag stellende Fraktion die Bundesregie-
rung u. a. auf, 

1. dem UN-Atomwaffenverbotsvertrags beizutreten, 

2. solange ein Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag aufgrund der Stati-
onierung US-amerikanischer Atomwaffen auf deutschem Boden noch nicht 
möglich ist, wenigstens als Gast an den zukünftigen Staatentreffen der UN-
Atomwaffenverbotsvertrags-Mitglieder teilzunehmen, 

3. sich für einen zügigen Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland einzu-
setzen, 

4. die Atomwaffenstaaten des Atomwaffensperrvertrags nachhaltig darauf hin-
zuweisen, dass sie ihren Verpflichtungen zur Abrüstung nicht nachkommen. 

B. Lösung 
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Keine. 



        
 
 

 

  

   

 

 

  
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

  
 

Drucksache 19/26589 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/25811 abzulehnen. 

Berlin, den 10. Februar 2021 

Der Auswärtige Ausschuss 

Dr. Norbert Röttgen 
Vorsitzender 

Nikolas Löbel 
Berichterstatter 

Dr. Karl-Heinz Brunner 
Berichterstatter 

Armin-Paulus Hampel 
Berichterstatter 

Ulrich Lechte Sevim Dağdelen Omid Nouripour 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 



        
 
 

  
   

  

    
  

  

   

  
  

   

      
  

  

    

   
  

  

     
     

    

         
      

    

   

       
     

   

 

  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

  
 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/26589 

Bericht der Abgeordneten Nikolas Löbel, Dr. Karl-Heinz Brunner, Armin-Paulus 
Hampel, Ulrich Lechte, Sevim Dağdelen und Omid Nouripour 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 19/25811 in seiner 206. Sitzung am 28. Januar 2021 
beraten und zur federführenden Beratung dem Auswärtigen Ausschuss und zur Mitberatung dem Verteidigungs-
ausschuss und dem Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nachdem am 22. Januar 2021 der Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen in Kraft getreten ist, fordert 
die Antrag stellende Fraktion die Bundesregierung u. a. auf, 

1. dem UN-Atomwaffenverbotsvertrags beizutreten, 

2. solange ein Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag aufgrund der Stationierung US-amerikanischer 
Atomwaffen auf deutschem Boden noch nicht möglich ist, wenigstens als Gast an den zukünftigen Staaten-
treffen der UN-Atomwaffenverbotsvertrags-Mitglieder teilzunehmen, 

3. sich für einen zügigen Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland einzusetzen, 

4. die Atomwaffenstaaten des Atomwaffensperrvertrags nachhaltig darauf hinzuweisen, dass sie ihren Ver-
pflichtungen zur Abrüstung nicht nachkommen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Verteidigungsausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 19/25811 in seiner 76. Sitzung am 10. Februar 
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 19/25811 in seiner 
71. Sitzung am 10. Februar 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Auswärtige Ausschuss hat über die Vorlage auf Drucksache 19/25811 in seiner 73. Sitzung am 10. Februar 
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung. 

Berlin, den 10. Februar 2021 

Nikolas Löbel Dr. Karl-Heinz Brunner Armin-Paulus Hampel 
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Ulrich Lechte Sevim Dağdelen Omid Nouripour 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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